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Zusammenfassung 
 
Im Jahr 2023 wurden weltweit Rekordtemperatu-
ren gemessen. Ohne ambitionierte Klimaschutz-
maßnahmen werden sich die globalen negativen 
Auswirkungen des Klimawandels auf die Ge-
sundheit weiter verschärfen und Milliarden von 
Menschen treffen. Die Temperaturen in Europa 
steigen doppelt so schnell wie im globalen 
Durchschnitt – das bedroht die Gesundheit der 
Bevölkerung auf dem europäischen Kontinent 
und führt zu vermeidbaren Todesfällen. Der 
Lancet Countdown Europe wurde 2021 ins Le-
ben gerufen. Die interdisziplinäre, internationale 
Forschungskooperation untersucht die Auswir-
kungen des Klimawandels auf unsere 
Gesundheit und soll den gesellschaftlichen und 
politischen Willen in Europa fördern, gesund-
heitsbezogene Maßnahmen für Klimaschutz und 
Klimaanpassung rasch umzusetzen. Im Jahr 
2022 veröffentlichte die Kooperation ihren ersten 
Indikatorenbericht zu den Fortschritten mit Blick 
auf Gesundheit und Klimawandel anhand von 33 
Indikatoren in fünf Bereichen.  
 
Der neue Bericht analysiert dies anhand von 42 
Indikatoren: Diese beschreiben die negativen 
Auswirkungen des Klimawandels auf die 
menschliche Gesundheit, die verspäteten Klima-
maßnahmen europäischer Länder und die 
verpassten Gelegenheiten zum Schutz oder zur 
Verbesserung der Gesundheit durch gesund-
heitsfördernde Klimamaßnahmen. Die den 
Indikatoren des Berichts aus dem Jahr 2022 zu-
grunde liegenden Methoden wurden verbessert. 
So wurden neun weitere Indikatoren ergänzt:  

 
 
Leishmaniose, Zecken, Ernährungssicherheit,  
Emissionen im Gesundheitssektor, produktions- 
und verbrauchsbedingte Emissionen, Investitio-
nen in saubere Energie sowie die Auseinander-
setzung von Wissenschaft, Politik und Medien 
mit den Themen Klima und Gesundheit. Da die 
negativen Gesundheitsfolgen des Klimawandels 
und die Verantwortung für den Klimawandel re-
gional und global ungleich verteilt sind, versucht 
dieser Bericht auch, Aspekte der Ungleichheit 
und Gerechtigkeit zu beleuchten, indem er die 
Risikogruppen in Europa und die Verantwortung 
Europas für die Klimakrise hervorhebt. 
 
Der Klimawandel ist kein fernes Zukunfts-
szenario  
 
Unser Bericht zeigt die mehrdimensionalen Aus-
wirkungen des Klimawandels auf die Gesundheit 
und Gesundheitsdeterminanten in Europa auf, 
die bereits heute zu beobachten sind. Eine Be-
grenzung des Temperaturanstiegs auf 1,5.°C 
kann einige der schlimmsten gesundheitlichen 
Auswirkungen des Klimawandels abwenden. Die 
Welt nähert sich aber bereits diesem Niveau und 
schafft es nicht, die Emissionen ausreichend zu 
senken.  
 
Schätzungen zufolge hat die Zahl hitzebedingter 
Todesfälle in den meisten europäischen Ländern 
zugenommen. Im Zeitraum von 2013 bis 2022 
stiegen die Todesfälle im Vergleich zum Zeit-
raum von 2003 bis 2012 dabei im Schnitt um 17,2 
Todesfälle pro 100.000 Einwohner (Indikator 



 

1.1.4). Die Risikozeiten für körperliche Aktivitä-
ten (aufgrund des Risikos von Hitzestress) 
haben sich in den Jahren 1990 bis 2022 sowohl 
für moderate (z. B. Radfahren oder Fußball) als 
auch für anstrengende (z. B. Rugby oder Moun-
tainbiking) Aktivitäten über die heißesten 
Tagesstunden hinaus ausgedehnt (Indikator 
1.1.3). Folglich führt dies dazu, dass Menschen 
ihre körperlichen Aktivitäten insgesamt reduzie-
ren und damit ihr Risiko für nicht übertragbare 
Krankheiten erhöhen. Hitzebelastung kann die 
Gesundheit der Menschen zusätzlich beeinträch-
tigen, da sie sich auf die sozialen und wirtschaft-
lichen Determinanten der Gesundheit auswirkt. 
Beispielsweise war das Arbeitskräfteangebot im 
Zeitraum 2016 bis 2020 im Vergleich zum Zeit-
raum 1965 bis 1994 deutlich geringer (Indikator 
4.1.2).  
Die Klimatauglichkeit verschiedener klimaemp-
findlicher Krankheitserreger und -überträger hat 
in Europa zugenommen (z. B. Vibrio, West-Nil-
Virus, Dengue, Chikungunya, Zika, Malaria, 
Leishmaniose und Zecken; Indikator 1.3). Für 
den Zeitraum 2011 bis 2020 wurden deutlich 
mehr Regionen als geeignet für die Übertragung 
von Leishmaniose eingestuft (68 % – gegenüber 
2001 bis 2010 mit 55 %), wobei sich diese Ge-
biete über die bisherige endemische Zone 
hinaus nach Norden ausweiten (Indikator 1.3.5). 
Der relative Anstieg des Ausbruchsrisikos betrug 
256 % für das West-Nil-Virus von 1951 bis 1960 
(Ausbruchsrisiko 0,05) bis 2013 bis 2022 (Aus-
bruchsrisiko 0,01; Indikator 1.3.2) und 40,9 % für 
Dengue von 1951 bis 1960 (geschätztes R0 
0,09) bis 2013 bis 2022 (geschätztes R0 0,14; In-
dikator 1.3.3). Darüber hinaus stieg die Zahl der 
geeigneten Monate für Zecken des Typs Ixodes 
ricinus (Überträger der Lyme-Borreliose und der 
durch Zecken übertragenen Enzephalitis) in 
Westasien um 0,68 Monate und in Osteuropa um 
0,58 Monate. Der Klimawandel führt auch zu ver-
änderten Intensitäten und Häufigkeiten von 
extremen Klimaereignissen. Im Zeitraum 1980 
bis 2022 wurden in Europa steigende Trends für 
Waldbrandgefahr beobachtet (Indikator 1.2.1), 
wenngleich für die Belastung durch Feinstaub 
aufgrund von Waldbränden (mit einem Durch-
messer von ≤2–5 μm; PM2,5) zwischen 2003 
und 2022 dieser Trend nicht beobachtbar ist (In-
dikator 1.2.1). Dies könnte auf eine wirksame 
Vorbereitung auf Waldbrände und deren Be-
kämpfung zurückzuführen sein. In West-, Süd- 
und Osteuropa haben extreme Dürreperioden 
von 2000 bis 2009 verglichen mit 2010 bis 2019 

erheblich zugenommen (Indikator 1.2.2). Dar-
über hinaus waren 2021 fast 12 Millionen mehr 
Menschen in Europa aufgrund des Klimawandels 
von mäßiger oder schwerer Ernährungsunsi-
cherheit betroffen (Indikator 1.5.1). 
 
Verschärfung gesundheitlicher Ungerechtig-
keiten in einer zunehmend wärmeren Welt  
 
Die miteinander verknüpften Gesundheitsaus-
wirkungen sind in der Regel aufgrund von 
Unterschieden hinsichtlich Exposition, Empfind-
lichkeit und Anpassungsfähigkeit ungleich über 
die Bevölkerung verteilt. Dies spiegelt häufig die 
sich überschneidenden Muster der sozioökono-
mischen Entwicklung, der Marginalisierung und 
der historischen – und anhaltenden – Muster der 
Ungerechtigkeit wider. Am stärksten sind ten-
denziell die Bevölkerungsgruppen betroffen, die 
am wenigsten Verantwortung tragen und die mit 
geringerer Wahrscheinlichkeit anerkannt oder 
vorrangig behandelt werden. In Südeuropa tre-
ten generell mehr hitzebedingte Krankheiten, 
Waldbrände, Ernährungsunsicherheit, Dürre und 
Leishmaniose auf, während Nordeuropa gleich-
ermaßen oder stärker durch Vibrio und Zecken 
gefährdet ist (Abschnitt 1). Innerhalb der Länder 
sind ethnische Minderheiten und indigene Völ-
ker, einkommensschwache Gemeinschaften, 
Migrant:innen und Vertriebene, Minderheiten in 
Bezug auf Sexualität und soziales Geschlecht 
(gender) sowie Frauen, die schwanger sind oder 
ein Kind zur Welt bringen, meist stärker von kli-
mabedingten Gesundheitsauswirkungen betrof-
fen.  
 
Der Bericht zeigt, dass die hitzebedingte Sterb-
lichkeit bei Frauen doppelt so hoch war wie bei 
Männern (Indikator 1.1.4), dass in einkommens-
schwachen Haushalten die Wahrscheinlichkeit, 
dass Menschen unter Ernährungsunsicherheit 
litten, wesentlich höher war (Indikator 1.5.1), 
dass die Zahl der Todesfälle, die auf eine unaus-
gewogene Ernährung zurückzuführen waren, bei 
Frauen höher war (Indikator 3.4.2) und dass die 
Exposition gegenüber Feinstaub durch Wald-
brände (PM2,5) in stark benachteiligten 
Gebieten höher war. Schlecht konzipierte Anpas-
sungsstrategien wie naturbasierte Lösungen 
(Indikator 2.2.2) oder Mechanismen zur Verbes-
serung und Aufrechthaltung des thermischen 
Komforts (Indikator 2.2.3),  die Aspekte der Ge-
rechtigkeit nicht angemessen berücksichtigen, 
können ökologische und gesundheitliche 



 

Ungerechtigkeiten fortbestehen lassen. Da nicht 
alle Indikatoren weiterführende Analysen zu ver-
schiedenen Bevölkerungsgruppen enthalten, 
bietet unser Bericht nur einen Einblick in das Ge-
samtbild und unterstreicht, wie wichtig fundierte 
Forschung ist, um die ungleichen Auswirkungen 
des Klimawandels auf die Gesundheit eingehen-
der zu untersuchen und Maßnahmen zum 
Gesundheitsschutz für alle Bevölkerungsgrup-
pen zu konzipieren.  
 
Obwohl der Klimawandel bestehende Ungerech-
tigkeiten verschärft, zeigen die Indikatoren zu 
Governance und politischer Steuerung, dass As-
pekte der Gleichheit, Gleichberechtigung oder 
Gerechtigkeit in Klima- und Gesundheitsfor-
schung, Politik und Medien unzureichend 
berücksichtigt werden (Abschnitt 5). Darüber hin-
aus ist Umweltgerechtigkeit, einschließlich der 
Bewältigung unverhältnismäßiger sozialräumli-
cher Verteilungen von Klimaexposition und 
Gesundheitsrisiken, kein ausdrückliches Ziel der 
bestehenden EU-Politik.  
 
Verantwortung übernehmen und Maßnah-
men beschleunigen 
 
Viele europäische Länder sind nach wie vor (so-
wohl in der Vergangenheit als auch heute) 
erhebliche Verursacher von Treibhausgasemis-
sionen. Während europäische Länder von dem 
durch diese Emissionen ermöglichten Wirt-
schaftswachstum profitiert haben, sind andere 
Länder – die am wenigsten emittiert haben – am 
stärksten von den derzeitigen und künftigen Aus-
wirkungen des Klimawandels betroffen. Der 
Klimawandel ist eine Frage der sozialen und öko-
logischen Gerechtigkeit. Im Jahr 2021 lagen die 
Emissionen aus der Verbrennung fossiler Brenn-
stoffe in Europa bei 5,4 Tonnen CO2 pro Person 
– und damit sechsmal so hoch wie in Afrika und 
fast dreimal so hoch wie in Mittel- und Südame-
rika (Indikator 3.1.1). Die Geschwindigkeit, mit 
der sich die Länder Europas in Richtung Netto-
Null-Emissionen bewegen, reicht nach wie vor 
bei Weitem nicht aus. Mit seinem derzeitigen 
Kurs erreicht Europa Kohlenstoffneutralität erst 
im Jahr 2100 (Indikator 3.1.1). Durch den euro-
päischen Konsum von Waren und Dienst-
leistungen, die in anderen Teilen der Welt produ-
ziert werden, tragen die europäischen Länder 
weiterhin zu Umweltbelastungen (z.B. Treib-
hausgasemissionen und lokale Luftverschmut-
zung) und den damit verbundenen negativen 

Auswirkungen auf Klima und Gesundheit in an-
deren Teilen der Welt bei (Indikator 3.2.1). 
Obwohl mehrere Länder in Europa Maßnahmen 
zur Verringerung der Emissionen im Gesund-
heitswesen ergriffen haben, hat der Gesund-
heitssektor im Jahr 2020 schätzungsweise 330 
Megatonnen (Mt) CO2-Äquivalent (eq) an Emis-
sionen verursacht (Indikator 3.5). Darüber hinaus 
stieg der Anteil von Kohle an der gesamten Ener-
gieversorgung Europas bis 2021 auf 13.% 
(Indikator 3.1.2), und 29 von 53 Ländern gewäh-
ren weiterhin Nettosubventionen für fossile 
Brennstoffe (Indikator 4.2.1).  
 
Wenn keine entschlossenen Maßnahmen einge-
leitet werden, besteht die Gefahr, dass sich die 
bereits eingetretenen Auswirkungen des Klima-
wandels noch weiter verschärfen. Es werden 
Chancen verpasst, kurzfristig beträchtliche ge-
sundheitliche Mehrgewinne (Co-Benefits) zu 
erzielen, z. B. eine geringere vorzeitige Sterblich-
keit durch eine Reduzierung der Feinstaub-
belastung in der Luft (Indikator 3.2.1), mehr kör-
perliche Aktivität durch mehr aktive Mobilität und 
eine geringere Erkrankungs- und Sterblichkeits-
rate durch die Umstellung auf eine gesunde, 
pflanzenbasierte Ernährung, die weniger verar-
beitete Produkte enthält und zudem ressourcen-
effizient und umweltschonender ist. (Indikator 
3.4).  
 
Um die Erderwärmung auf weniger als 1,5 °C zu 
begrenzen und weitere gesundheitsschädliche 
Folgen abzuwenden, müssen die Regierungen in 
Europa ihre Maßnahmen verstärken. Die euro-
päischen politischen Strukturen sollten daher die 
gesundheitlichen Aspekte des Klimawandels ein-
beziehen. Während jedoch das Engagement der 
Wissenschaft (Indikator 5.1) und des Unterneh-
menssektors (Indikator 5.4) im Jahr 2022 weiter 
zugenommen hat, war das Interesse der Medien 
(Indikator 5.5), der Politik (Indikator 5.3) sowie 
von Einzelpersonen (Indikator 5.2) an den Zu-
sammenhängen zwischen Klimawandel und 
Gesundheit gering. Anbetracht der Tatsache, 
dass Gesundheitsargumente das Potenzial ha-
ben, die öffentliche und politische Unterstützung 
für Klimaschutzmaßnahmen zu stärken, und die 
Gesellschaften in Europa sich an die gesundheit-
lichen Auswirkungen des Klimawandels 
anpassen müssen, ist die Förderung des Be-
wusstseins für die Zusammenhänge von 
Klimawandel und Gesundheit bei allen politi-
schen Akteuren und Institutionen von entschei-



 

dender Bedeutung, um weitere Handlungsim-
pulse zu geben. 
 
Ein fairer und gesunder ökologischer Wan-
del  
 
Um die Empfehlungen des neuesten Berichts 
des Zwischenstaatlichen Ausschusses für Klima-
änderungen (IPCC, „Weltklimarat“) zu erfüllen 
und bis 2040 Netto-Null-Emissionen zu errei-
chen, müssten die Emissionen der europäischen 
Energiesysteme etwa dreimal so schnell sinken 
wie heute. Dies muss sogar noch schneller pas-
sieren, wenn die Reduktion der Emissionen vor 
dem Hintergrund der historischen Entwicklung 
derselben sowie der Bevölkerung Europas global  
 

gerecht verteilt werden soll. Wenn Gerechtigkeit 
berücksichtigt wird, gewährleisten Klimamaß-
nahmen nicht nur einen fairen und gesunden 
ökologischen Wandel, sondern vermindern auch 
die Ungerechtigkeiten zwischen und innerhalb 
der Länder in Bezug auf zentrale gesundheitliche 
Auswirkungen wie Luftverschmutzung, körperli-
che Aktivität durch aktive Mobilität und gesunde 
Ernährung. In Kenntnis der Auswirkungen des 
Klimawandels innerhalb und außerhalb Europas 
und der Rolle Europas bei der Entstehung der 
Klimakrise sollte sich Europa zu einem fairen und 
gesunden ökologischen Wandel verpflichten, der 
die Übernahme globaler Verantwortung und die 
Unterstützung der am stärksten betroffenen Ge-
meinschaften einschließt. 


